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Abzeichnungslauf 
 
 
 

 
Betreff 
Stellungnahme zur Teilfortschreibung des Landesentwicklungsplans 2010 sowie zur 
Teilaufstellung des Regionalplans Planungsraum I (Sachthema Windenergie) 
 
 
 
Sach- und Rechtslage: 
Die Landesplanung Kiel hat einen Entwurf zur Teilfortschreibung des Landesentwicklungsplans 
(LEP) 2010 sowie zur Teilaufstellung der Regionalpläne der Planungsräume I, II und III in S- H 
zum Sachthema Windenergie zur Diskussion gestellt. Kappeln und das Amt Kappeln- Land 
sind im Planungsraum I ausgewiesen. 
 
Einleitung und Durchführung der ersten öffentlichen Beteiligung  
Die Teilfortschreibung des LEP und die Teilaufstellungen der Regionalpläne sind gesetzlich 
einer öffentlichen Beteiligung zu unterziehen. Rechtsgrundlage für die Durchführung der 
Beteiligung im Planaufstellungsverfahren ist § 5 LaplaG: „Die Öffentlichkeit und die Träger 
öffentlicher Belange (TÖB) erhalten zu dem Entwurf des Raumordnungsplanes nach § 10 Abs. 
1 S. 1 ROG - also zum Plan und seiner Begründung - Gelegenheit zur Stellungnahme.“ Dazu 
werden den TÖBs die erforderlichen Unterlagen übersandt. Die Auslegung des Planentwurfs, 
seiner Begründung, des Umweltberichts und sonstiger zweckdienlicher Unterlagen (hier 
insbesondere Plankonzept und Datenblätter) erfolgt bei Kreisen, kreisfreien Städten, Ämtern 
und amtsfreien Gemeinden. Stellungnahmen sind gegenüber der Landesplanungsbehörde 
innerhalb von vier Monaten nach Zuleitung der Unterlagen abzugeben. 
 
Die raumordnerische Ausweisung von Gebieten für Windenergienutzung erfolgt auf der Basis 
einheitlicher Kriterien und Abwägungsbelange. Die räumliche Planung erfolgt dabei in einem 
sich schrittweise verdichtenden Prozess. Zur Festlegung der Vorranggebiete hat die 
Landesplanungsbehörde zunächst sog. harte Tabukriterien ermittelt, nach denen aus 
rechtlichen oder tatsächlichen Gründen Windkraft ausgeschlossen ist. Zudem hat sie sog. 
weiche Tabukriterien festgelegt. Hierbei handelt es sich um selbständig gesetzte, abstrakte, 
typisierte und für den gesamten Planungsraum einheitlich anzuwendende Kriterien, die die 
Windenergienutzung ausschließen. Aus diesen Tabukriterien ergeben sich Tabuzonen für die 
Windkraft. Die in den Kriterien zugrunde gelegten Abstände sind planerische 
Vorsorgeabstände, die zur Minimierung der Auswirkungen von Windkraftanlagen schon auf 
raumplanerischer Ebene für notwendig erachtet werden. Bei der Beurteilung des konkreten 
Einzelfalles etwa im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens 



können sich auch größere Abstände von Windkraftanlagen zu Schutzgütern ergeben als die 
planerischen Vorsorgeabstände, insbesondere bei Anlagen, die höher und / oder 
leistungsstärker sind als die Referenzanlage.  
Die dann verbleibenden Potenzialflächen wurden in einem anschließenden Abwägungsprozess 
u.a. daraufhin überprüft, ob die Windenergienutzung auf diesen Flächen andere Nutzungen 
ausschließt, soweit diese mit der Windenergienutzung nicht vereinbar sind. Für den 
Abwägungsprozess wurden in Abstimmung mit den zuständigen  
Fachbehörden Vorgaben festgelegt, die definieren, ob Konfliktrisiken als gering, mittel oder 
hoch zu bewerten sind.  
Der Kriterienkatalog umfasst nun 10 harte und 32 weiche Tabukriterien sowie 28 
Abwägungskriterien. Gegenüber dem zuletzt im Planungserlass vom 29. April 2016 
aktualisierten Kriterienkatalog hat es eine Reihe redaktioneller und inhaltlicher Änderungen 
gegeben. Jedem Potenzialflächenstück wurde ein Datenblatt zugeordnet, in dem die 
Konfliktrisiken sowie die schlussendliche Abwägungsentscheidung dokumentiert sind (siehe 
Anlage). 
 
Konzentrationsplanung: Mit der Ausweisung von Vorranggebieten für die Windenergie ist 
eine räumliche Steuerung und Konzentration von Standorten für WKA als Ziel verbunden. Eine 
Konzentrationswirkung ist nach herrschender Rechtsprechung nur dann gegeben, wenn die 
Konzentrationszone die Errichtung von drei WKA ermöglicht, wobei die technischen 
Mindestabstände zwischen den Anlagen eingehalten werden müssen. Daher werden Flächen, 
auf denen eine Errichtung von mindestens drei WKA nicht möglich ist, grundsätzlich 
ausgeschlossen. Diese Grundsatzentscheidung ist über ein weiches Tabu im Kriterienkatalog 
normiert. Anhand der Referenzanlage ergibt sich eine rechnerische Mindestgröße für 
Vorranggebiete von 15 ha. 
 
Teilaufstellungen der Regionalpläne I bis III  
Die Regionalpläne beinhalten für die jeweiligen Planungsräume die sogenannten Ziele und 
Grundsätze der Raumordnung. Die Regionalpläne konkretisieren die Vorgaben des 
Landesentwicklungsplans und setzen sie bezogen auf den jeweiligen Planungsraum um. Die 
Ziele und Grundsätze müssen von allen öffentlichen Planungsträgern beachtet bzw. 
berücksichtigt werden, insbesondere von den Gemeinden bei ihrer Bauleitplanung. 
 
Auf dem Gebiet der Gemeinde Rabenkirchen- Faulück war eine Fläche zur potentiellen 
Windenergienutzung vorgesehen (siehe Anlage). Das Land hat abgewogen, diese Fläche 
nicht zu übernehmen. Die Begründung kann der beigefügten Tabelle entnommen 
werden.  
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeinde Rabenkirchen- Faulück stimmt dem Abwägungsvorschlag zu. Es soll keine 
zusätzliche Fläche für Windenergie ausgewiesen werden.  
 
 
 
Anlage: 
LEP Bereich Grödersby und Rabenkirchen- Faulück 
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